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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Große Anfrage der Abgeordneten Rollmann, Frau Stommel, 
Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Burger, Dr. Götz, Kroli-Schiüter, 
Dr. Kempfier, Dr. Fuchs und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/227 — 

betr. Drogen- und Rauschmittelmißbrauch 


Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat 
mit Schreiben vom 24. Mai 1973 — Kab/H 4 (H III 5 — 723 
— 044 — 2) namens der Bundesregierung die Große Anfrage 
wie folgt beantwortet: 

Die Beantwortung der Großen Anfrage der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion vom 21. Februar 1973 (Drucksache 7/227) erfolgt 
unter Berücksichtigung früher erteilter Antworten auf die Klei- 
nen Anfragen vom 13. Juli 1970 (Drucksache VI/1040), vom 
21. Juli 1971 (Drucksache VI/3000), vom 21. Februar 1972 (Druck- 
sache W3174) sowie der veröffentlichten Stellungnahme der 
Bundesregierung zur Großen Anfrage der CDU/CSU-Fraktion 
des 6. Deutschen Bundestages (Drucksache VI/3651), die wegen 
der vorzeitigen Auflösung des Deutschen Bundestages nicht 
mehr formgerecht gegeben werden konnte, auf die in der jetzi- 
gen Großen Anfrage jedoch ausdrücklich Bezug genommen wird. 

Die Große Anfrage stellt nur auf spezielle Sachverhalte ab. 
Die Bundesregierung hält es aber für erforderlich, einen Ge- 
samtüberblick zu geben. In einer Vorbemerkung ist daher die 
allgemeine Situation dargestellt worden. 

Grundsätzlich ist zu bemerken, daß die Bundesregierung für 
einen großen Teil der in den Fragen angesprochenen Bereiche 
rechtlich nicht zuständig ist. Es wird deshalb nur zu den Fragen 
Stellung genommen werden, die in den Zuständigkeitsbereich 
des Bundes fallen. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon (02221) 363551 
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Vorbemerkung 

Für die Beurteilung der Gesamtsituation ist eine 
genaue Unterscheidung der Bewertungskriterien er- 
forderlich. Der Aussagewert der polizeilichen Kri- 
minalstatistik beruht im wesentlichen darauf, daß sie 
den Trend in der Entwicklung der Kriminalität sig- 
nalisiert. Sie läßt jedoch in vielen Fällen keine end- 
gültigen, exakten Rückschlüsse auf den Umfang des 
Betäubungsmittelmißbrauchs und auf die tatsächlich 
bestehende Situation und deren Veränderung zu. 
Steigende Zugriffserfolge von Polizei und Zoll auf- 
grund größerer Anstrengungen und besserer Aus- 
rüstung können daher nicht als Indiz dafür herange- 
zogen werden, daß die Situation sich insgesamt ver- 
schlechtert habe. Das gilt prinzipiell auch für den 
Vergleich der Kriminalstatistik aus verschiedenen 
Zeitabschnitten, dem nur bedingt entnommen wer- 
den kann, wie sich die Verhältnisse geändert haben. 

Wenn von Drogenkonsumenten gesprochen wird, 
dann sind zwar allgemein solche Personen gemeint, 
die unmittelbar gefährdet sind und die Hilfe Dritter 
benötigen, sie sind jedoch keinesfalls alle drogen- 
abhängig oder im alten Sinne „süchtig". Der Begriff 
des „harten Kerns" bezieht sich auf diese Dauerkon- 
sumenten, nicht auf die Drogenabhängigen. 

Die Feststellung, daß aus dem „harten Kern" jetzt 
relativ mehr Drogenabhängige zu erwarten sind, 
weil sich für ihn bestimmte, die Situation insgesamt 
verschärfende Änderungen eingestellt haben, darf 
nicht so interpretiert werden, als ob sich daran zeige, 
daß die Bemühungen, den Mißbrauch von Rausch- 
drogen einzudämmen, insgesamt unwirksam ge- 
blieben sind. Es ist vielmehr so, daß Komplikatio- 
nen eingetreten sind, die nach spezifischeren Maß- 
nahmen verlangen, so wie dies bei jeder erfolgreich 
bekämpften Epidemie in der zurückgebliebenen be- 
sonders schwer erkrankten Restgruppe zu erwarten 
ist. 

Es ist objektiv falsch, Konsumenten, Drogenabhän- 
gige und sog. „Frührentner" gleichzusetzen. Diese 
unzutreffende Gleichsetzung schafft die Grundlage 
für eine resignierende Beurteilung der Gesamtsitua- 
tion durch die Bevölkerung. Zwar ist es verständlich, 
wenn in dem Bemühen, mehr Hilfe zu mobilisieren, 
die Situation überzeichnet wird; dabei sollte man 
sich jedoch bewußt sein, daß in einer auf geheizten 
Situation die so dringend gewünschte Hilfsbereit- 
schaft sehr leicht auch in Hilflosigkeit Umschlägen 
kann. In der zweiten Hälfte des Jahres 1972 konnte 
einer steigenden Zahl privater und persönlicher, 
aber auch journalistischer Meinungsäußerungen die 
Forderung entnommen werden, Hilfen aus öffentli- 
chen Mitteln einzustellen, Möglichkeiten zur Zwang- 
unterbringung Drogenabhängiger zu schaffen und 
für Rauschgifthändler die Todesstrafe einzuführen. 
Das sind nicht nur Anzeichen für im sozialen Rechts- 
staat unakzeptable Einstellungen, sondern auch für 
Resignation aufgrund unzutreffend ausgewerteter 
Information. 


Wesentliches Kennzeichen der derzeitigen Situa- 
tion ist eine gewisse Beruhigung. Dies ist ein Aus- 
druck dafür, daß die vormals fortschreitende Ent- 
wicklung abgefangen werden konnte. So wie nach 
dem Abklingen der stürmischen Anfangsphase 
einer Epidemie nicht geschlossen werden darf, daß 
die Einzelerkrankungen damit auch behoben seien, 
muß hier davor gewarnt werden anzunehmen, die 
Lösung der Grundprobleme sei erreicht, die Dro- 
gengefährdung gebannt. 

Durch die innerstrukturellen Veränderungen beim 
„harten Kern" läßt sich die Drogengefährdung jun- 
ger Menschen nunmehr genauer einordnen. Es be- 
steht Grund zu der Annahme, daß abweichendes 
Verhalten, hier in der Form des Mißbrauchs von 
Rauschdrogen, in enger Verbindung zu recht allge- 
meinen geistig-seelischen Gefährdungen zu sehen 
ist, denen ein Teil der Jugend ausgesetzt wird. 
Letztlich wurzelt diese spezifische Situation in der 
weitverbreiteten Einstellung in Umwelt und Gesell- 
schaft, die wir uns angewöhnt haben, als „kinder- 
feindlich" zu bezeichnen. Eine Vielzahl von Fakto- 
ren ist dafür zu nennen; sie sind mit Begriffen wie 
„broken-home-situation", „over-protection", „Ver- 
lust der Erziehungskraft der Familie", „Störungen 
im sozialen Nahraum" usw. belegt. Wer heute 
davon spricht, daß die für 1972 anzunehmende 
Zahl von etwa 100 Todesfällen Jugendlicher der 
Altersgruppe 15 bis 25 Jahre durch den Mißbrauch 
von Rauschdrogen nicht nur ein Alarmzeichen sei, 
sondern zugleich Ausdruck dafür, daß alle Bemü- 
hungen der Bundesregierung gescheitert seien und 
das Problem sich weiter ausgebreitet und ver- 
schärft habe, der setzt sich leichtfertig über diese 
inneren Zusammenhänge hinweg. Ohne den schlim- 
men Tatbestand verkleinern zu wollen, der die Bun- 
desregierung zur Fortsetzung ihrer Anstrengungen 
zusammen mit den Ländern und anderen Trägern 
treibt, muß zur Herstellung sachgerechter Informa- 
tion auf die zutreffende Relation zu anderen 
schwierigen gesellschaftlichen Problemen mit mög- 
licherweise gleichen Gründen hingewiesen werden. 
In diesem Sinne ist es ein schlimmeres Alarmzei- 
chen, wenn Jahr für Jahr mehr als 1 000 Jugendli- 
che dieser Altersgruppe Selbstmord begehen, ihr 
Leben fortwerfen, weil sie mit ihm nicht zurecht 
kommen, weil sie ihre Konflikte nicht lösen kön- 
nen, weil sie den Sinn des Lebens für sich nicht er- 
kennen oder weil sie in eine Lebenssituation ge- 
pfercht sind, die sie als nicht lebenswert empfin- 
den. 

In diesen übergeordneten Zusammenhang muß der 
Mißbrauch von Rauschdrogen eingeordnet werden, 
denn nur so lassen sich spezifische Hilfen entwik- 
keln, die dann weit über den engen Rahmen des 
Mißbrauchs von Drogen Bedeutung haben werden, 
also für abweichendes Verhalten insgesamt, ein- 
schließlich der Jugenddeliquenz. 

Es wird sehr genau zu überlegen sein, ob die Dro- 
gengefährdung in diesem Stadium weiter als ein 
Sonderprogramm behandelt werden kann, ob es 
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nicht besser in ein neu zu entwickelndes psycho- 
hygienisches Programm zu integrieren ist, mit dem 
besser als bislang auf die zugrunde liegenden psy- 
cho-sozialen Schwierigkeiten eingegangen werden 
könnte. 

Die epidemiologische Situation stellt sich auf dem 
Hintergrund neuerer Untersuchungen verändert 
dar. So scheint die immer wieder festgestellte Vor- 
verlagerung des Einstiegalters sich doch nur auf 
Einzelfälle zu beziehen, die wegen ihrer Besonder- 
heit schnell bekannt werden und einen falschen 
Eindruck über die Größe dieser Teilgruppe vermit- 
teln. Aus einer Wiederholungsbefragung, die im 
Auftrag der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung Anfang 1973 durchgeführt worden ist, 
ergibt sich, daß nur 0,5 ^/o der befragten 12- bis 13jäh- 
rigen angaben, schon einmal Rauschmittel genom- 
men zu haben. Insgesamt zeigte diese Gruppe eine 
stark ablehnende Haltung gegenüber Rauschdro- 
gen, eine Erkenntnis, die für die begonnene spezifi- 
sche Aufklärungskampagne von Bedeutung ist, die 
gezielt darauf abhebt, die ablehnende Einstellung 
zu verfestigen. 

In der Gesamtgruppe der auf repräsentativer Basis 
befragten 12- bis 25jährigen gaben 4Vo an, gegen- 
wärtig noch Rauschdrogen zu nehmen. Hierunter 
fallen alle Formen des Mißbrauchs, angefangen 
vom Neugierkonsum über den milden Konsum bis 
hin zum harten Dauerkonsum. Ein Trend zum Kon- 
sum „harter Drogen" läßt sich nur aus der Zunah- 
me der Politoxikomanie, des Mißbrauchs aller ver- 
fügbaren Rauschdrogen ablesen. Bei der differen- 
zierten Auszählung der genannten repräsentativen 
Untersuchung ergab sich, daß Haschisch weiterhin 
die am meisten mißbrauchte Droge ist, gefolgt 
von den Aufputschmitteln, zu denen einige auch 
Alkohol und Kaffee zählten. Für Opium, Morphium 
und Heroin erfolgten keine Nennungen. Daraus läßt 
sich nicht unmittelbar schließen, daß diese gefährli- 
chen Drogen keine Rolle spielen; offensichtlich 
wurden diejenigen, welche solche Drogen mißbrau- 
chen, von der Untersuchung nicht erfaßt. 

Die Größe des „harten Kerns" läßt sich nach dieser 
Untersuchung für die Altersgruppe der 12- bis 
25jährigen auf 0,4 Vo der Grundgesamtheit schätzen. 
Das sind etwa 40 000 Personen dieser Altersgruppe. 
Es muß wiederholt werden, daß es sich um Dauer- 
konsumenten handelt, nicht um Abhängige und 
nicht um „Frührentner". Legt man die Ergebnisse 
zugrunde, die bei einer Repräsentativerhebung in 
Baden-Württemberg ermittelt wurden, bei der 75 ®/o 
derjenigen, die angaben, sich Rauschdrogen in die 
Blutbahn zu spritzen (Fixer), sagten, dies nur gele- 
gentlich zu tun, dann kann davon ausgegangen 
werden, daß etwa ein Viertel des „harten Kerns" 
echt abhängig ist, also etwa 10 000 Personen dieser 
Altersgruppe. 

Auch in diesem Zusammenhang ist darauf hinzu- 
weisen, daß die Gesamtzahl der Abhängigen höher 
liegen kann, weil sie sich mit der Untersuchung 
nicht erfassen ließen. Würde ihre Anzahl jedoch 
wesentlich höher liegen als aus den Untersu- 
chungsergebnissen anzunehmen ist, müßten sie in 
anderem Zusammenhang auffallen. Da noch immer 


ein Übergewicht des männlichen Geschlechts bei de- 
nen festzustellen ist, die Dauerkonsum betreiben, 
obwohl sich eine Abschwächung dieser Unterschie- 
de eingestellt hat, wie Untersuchungen aus Schles- 
wig-Holstein belegen, müßten durch Drogenmiß- 
brauch geschädigte Personen bei den Musterungs- 
untersuchungen der Bundeswehr in zunehmender 
Häufigkeit auffallen. Dies ist nicht der Fall. Zwar 
ist der Anteil der „vorübergehend Untauglichen" 
von früher 5 ®/o auf nunmehr fast konstant 8 Vo ange- 
stiegen; aus der Analyse der Ursachen ergibt sich 
jedoch kein Hinweis darauf, daß Drogenabhängig- 
keit oder Begleitkrankheiten des Drogenmißbrauchs 
dabei eine Rolle spielen. Die Zunahme ist auf einen 
Anstieg der Herz-Kreislauf-Krankheiten, der Wir- 
belsäulenerkrankungen, des krankhaften Über- 
gewichts und der seelischen Entwicklungsstörun- 
gen zurückzuführen. Den seelischen Entwicklungs- 
störungen wird Drogenabhängigkeit als Untergrup- 
pe zugeordnet, ihr Anteil ist jedoch so gering, daß 
er keinen Einfluß auf die Relationszahlen hat. Da 
die Musterungsuntersuchungen nicht den „Erfas- 
sungsfehler" enthalten, wie die auf Freiwilligkeit 
und festen Wohnsitz angewiesenen Repräsentativ- 
erhebungen, zudem Totalerhebungen der Erfas- 
sungsjahrgänge darstellen, ergibt sich aus diesem 
Ergebnis, daß die Anzahl drogenabhängiger junger 
Menschen doch wohl nicht so groß sein kann, wie 
früher häufig angegeben wurde. 

Eine Bestätigung dieser Auffassung läßt sich auch 
aus der Aufgliederung der besonderen gesundheitli- 
chen Vorfälle bei der Bundeswehr entnehmen. 1971 
sind 441 Fälle bekanntgeworden, die in irgendei- 
nem Zusammenhang mit Drogenmißbrauch standen. 
1972 waren es 376 Fälle. Bezogen auf die Sollstärke 
sind dies nunmehr weniger als 0,1 Vo. Wegen Dro- 
genabhängigkeit wurden aus der Bundeswehr 1971 
insgesamt 126 Personen entlassen; 1972 waren es 77 
Bundeswehr- Angehörige. 

Die von der Bundeszentrale für gesundheitliche 
Aufklärung veranlaßten Untersuchungen aus den 
Jahren 1971 und 1973 lassen erkennen, daß ein 
leichter Rückgang der Nennungen für „Drogener- 
fahrung" eingetreten ist, bei gleichzeitiger Verstär- 
kung der Ablehnung gegenüber Drogenmißbrauch. 
1971 waren es rund 14 Vo, die angaben, schon ein- 
mal Rauschmittel genommen zu haben; 1973 waren 
es 13 Vo. In der Aufteilung zeigt sidi, daß beim 
mehrfachen Konsum und beim Neugierkonsum ein 
Rückgang um jeweils einen Punkt eingetreten ist, 
während beim regelmäßigen Konsum der Anteil 
gleich geblieben ist. 

Auf die Frage, ob man Haschisch annehmen oder 
ablehnen würde, wenn es auf einer Party kostenlos 
angeboten würde, sagten 1971 noch 39 ‘^/o, sie wür- 
den es annehmen. 1973 waren es nur 28 Vo, ein si- 
gnifikanter Rückgang. Ablehnen wollten 1971 nur 
60 '^/o, 1973 aber 72 Vo. Ähnliches ergab sich auch bei 
der Frage nach der voraussichtlichen künftigen 
Haltung. Es wollten probieren bzw. hatten bereits 
probiert 1971 noch 22 Vo, 1973 aber 17 Vo, ein eben- 
falls signifikanter Rückgang. 

I Auch hier sind die klaren Ablehnungen angestie- 

I gen. Diese Entwicklung ist eindeutig, wenngleich 
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sie davon beeinflußt erscheint, daß 1973 die 12- und 
13jährigen miteinbezogen worden sind, bei denen 
sehr wenige Drogenerfahrung besaßen. Auf der an- 
deren Seite ist zu berücksichtigen, daß durch nun- 
mehr deutlich höhere Bekanntheitsgrade der miß- 
bräuchlich verwendeten Drogen in gewissem Um- 
fange auch diejenigen Drogenerfahrung angeben, 
die solche Mittel bestimmungsgemäß benutzten, da 
z. B. auf der Vorgabeliste auch Coffein und Valium 
aufgeführt waren, die später bei den Antworten 
wieder auftauchten. Diese begrenzte Überzeichnung 
dürfte die Abflachung durch die jüngeren Jahrgän- 
ge in etwa ausgleichen. 


drogen ist in der statistischen Erfassung gegenüber 
1971 sogar ein Rückgang um 6,4 Uo von 7 828 auf 
7 329 Fälle zu verzeichnen. 

Für den Bereich der Rauschgiftkriminalitäf hat sich 
ergeben, daß auch hier eine gewisse Entspannung 
eingetreten ist. Die Gesamtsituation ist in den ein- 
zelnen Bundesländern nicht einheitlich. Während 
aus Baden-Württemberg bekannt wurde, daß die 
Zahl der Apothekeneinbrüche als spezifischste 
Form der Beschaffungskriminalität weiter zugenom- 
men habe, verzeichnen die meisten anderen Bun- 
desländer einen deutlichen Rückgang. 


Aus einigen Bereichen ist bekanntgeworden, daß 
neuerdings wieder eine Verharmlosung des Fla- 
schisch festzustellen ist. Es wird beobachtet werden 
müssen, ob dies geschieht, um einen größeren ille- 
galen Markt zu schaffen, und welchen Einfluß diese 
„Bedarfsweckung" auf das Verhalten der Jugendli- 
chen hat. 

Die Rangliste der Zugriffsmotive zeigt den Rück- 
gang der gesellschaftskritischen Begründungen und 
den Anstieg der Ersatzbefriedigungen, die als Reste 
aus der anfänglich betriebenen Selbstmedikation 
und Konditionierung schließlich Zurückbleiben. Es 
wurden im einzelnen genannt: 

1. weil Rauschmittel Stimmung heben 


können 6,9 % 

2. weil man dabei leichter den Alltag ver- 
gessen kann 5,6 ‘Vo 

3. weil sich dabei Glücksgefühle einstellen 5,5% 

4. weil man damit intensiver hört und 

sieht 5,4 ^/o 

5. weil man damit eigene Hemmungen 

überwindet 4,9 %> 

6. weil man neue Ideen bekommt 4,5 ^/o 

7. weil man sich dabei so gut entspannt 4,4 'Vo 

8. weil Rauschmittel das Bewußtsein 

erweitern 3,6 ^Vo 

9. weil man sich dabei selbst besser er- 
kennt 3,4 ^/o 

10. weil man leichter Kontakt zu anderen 

bekommt 2,7 ^Vo 

11. weil man mitreden können muß 2,5% 

12. weil in unserer Gesellschaft so viel 

falsch ist 1,8 Uo 

13. weil die älteren Leute dagegen sind . . 1,0 ^/o 


Die Statistik der Rauschgiftkriminalität ist nur ein 
Hilfsinstrument zur Beurteilung der Gesamtsitua- 
tion. Trotzdem sind ihr im Vergleich zum Vorjahr 
wichtige Hinweise zu entnehmen. Die Zahl der Fäl- 
le ist bei einem Anstieg von 1,6 % von 25 287 Fällen 
im Jahre 1971 auf 25 679 Fälle 1972 erstmals seit 
1968 praktisch zum Stillstand gekommen. Beim ille- 
galen Handel mit und beim Schmuggel von Rausch- 


j Von 1966 bis 1971 war es eine Besonderheit inner- 
i halb der Rauschgiftkriminalitätsstatistik, daß der 
Anteil jugendlicher Tatverdächtiger ständig zu- 
nahm. Erstmals 1972 zeigt sich eine gegenläufige 
Tendenz. Der Anteil Jugendlicher an der Gesamt- 
kriminalität in diesem Bereich verringerte sich von 
I 28,9% im Jahre 1971 auf 24,0 Vo in 1972. Aus der 
Feststellung, daß die Gesamtkriminalität praktisch 
gleichgeblieben, der Anteil der „Abenteuerdealer" 
in der Altersgruppe bis 21 Jahre jedoch zurückge- 
gangen ist, läßt sich möglicherweise ablesen, daß 
I diese Altersgruppen heute weniger rauschgiftanfäl- 
lig sind als früher. 

Die aus den Ländern berichtete Entwicklung einer 
zunehmenden Professionalisierung der Rauschgift- 
kriminalität kann zutreffend sein. Im mittleren 
Großhandel sollen in steigendem Maße selbst nichi 
konsumierende Kriminelle auftreten, der Schmuggel 
soll bandenmäßig stärker organisiert worden sein. 
Eine besondere Situation bieten die Stationierungs- 
orte, insbesondere der amerikanischen Landstreit- 
I kräfte. Hier ist eine größere Aktivität des illegalen 
. Handels, insbesondere auch mit Heroin, das auf 
dem illegalen „deutschen Markt" nur aus Gelegen- 
heitsimporten auftaucht, und es ist in diesen Orten 
eine größere Gefährdung auch der deutschen Um- 
I gebungsbevölkerung festzustellen. 

I Diese Beobachtungen haben zu einer engen Zusam - 
menarbeit deutscher Dienststellen mit dem Haupt- 
quartier der amerikanischen Stationierungsstreit- 
j kräfte und den in der Bundesrepublik befindlichen 
Büros des amerikanischen Büro of Narcotics and 
I Dangerous Drugs geführt, die in einem derzeit vor- 
I bereiteten deutsch-amerikanischen Gesamtpro- 
gramm fortgesetzt werden wird. 

Bei den abgefangenen Mengen illegaler Drogen ist 
I ebenfalls ein Rückgang eingetreten mit Ausnahme 
' von Heroin, das 1972 erstmals in der Form asiati- 
i sehen Heroins aufgetaucht ist. In welchem Verhält- 
! nis die abgefangenen Mengen zu den insgesamt 
j verfügbaren stehen, ist nicht bekannt. Die Dunkel- 
ziffer wird zwar durch Hochrechnung aus den ab- 
! gefangenen Mengen und Aufteilung nach dem Ta- 
gesbedarf eines Abhängigen eingegrenzt werden 
können; dabei darf jedoch nicht übersehen werden, 
daß das Bundesgebiet, soweit ersichtlich, Transit- 
iand für nicht unbedeutende Rauschgiftmengen ist, 

1 die für Drittländer bestimmt sind. 
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Im einzelnen wurden abgefangen: 

' 1972 I 1971 


Cannabis j 6 114,356 kg' 6 669,515 kg 

Rohmorphin i 163,180 kg ' 415,939 kg 

Rohopium i 47,846 kg 61,704 kg 

Heroin ! 3,708 kg ! 2,938 kg 

Kokain 1,675 kg 9,243 kg 

LSD 52 271 Trips 89 281 Trips 


Für alle diese Zahlen ist. davon auszugehen, daß 
beide Seiten ihre Verfahren verfeinert haben. Han- 
del und Schmuggel bedienen sich raffinierterer Me- 
thoden; Polizei, Zoll und Grenzschutzeinzeldienst 
sind besser ausgebildet und ausgerüstet. Welche 
Auswirkungen dies auf das „Dunkelfeld" hat, läßt 
sich schwer abschätzen. Immerhin deutet der zu- 
nehmende Mißbrauch frei erhältlicher Arzneispe- 
zialitäten darauf hin, daß eine „Ausdünnung" des 
illegalen Marktes eingetreten ist, die sich auch in 
einer starken Verteuerung der angebotenen 
Rauschdrogen niedergeschlagen hat. Diese Auffas- 
sung wurde im wesentlichen auch durch eine Ex- 
pertenbefragung bestätigt gefunden, bei der 155 
Personen, die unmittelbar mit drogengefährdeten 
oder -abhängigen Jugendlichen befaßt sind, befragt 
worden sind. Ob daraus auch geschlossen werden 
darf, daß die intensiven Bemühungen von Polizei, 
Zoll und Grenzschutzeinzeldienst dazu geführt ha- 
ben, daß ihre Zugriffserfolge relativ besser sind als 
die unentdeckt eingeschnuggelten Mengen illegaler 
Rauschdrogen, kann derzeit nicht endgültig beur- 
teilt werden. Bei aller Vorsicht kann gesagt wer- 
den, daß sich auch auf diesem Gebiet ein Wandel 
zum Positiven abzeichnet. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß die Be- 
mühungen der Bundesregierung zur Verwirklichung 
des von ihr im November 1970 beschlossenen Ak- 
tionsprogramms zur Bekämpfung des Drogen- und 
Rauschmittelmißbrauchs nachweisbare Erfolge ge- 
zeitigt haben, wenngleich das Gesamtproblem der 
Rauschgiftkriminalität keineswegs an Eindringlich- 
keit und Aktualität verloren hat und eine langfristi- 
ge und dauerhafte Lösung des Problems wegen sei- 
ner Verwurzelung in besonderen gesellschaftlichen 
Veränderungen noch nicht erreicht werden konnte, 
eine Aufgabe, die nicht durch ein Sonderprogramm, 
sondern nur durch eine konsequente Jugend- und 
Familienpolitik als Bestandteile einer verbesserten 
Gesellschaftspolitik gelöst werden kann. 


1. Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundes- 
regierung zur Verwirklichung ihres Aktionspro- 
gramms zur Bekämpfung des Drogen- und 
Rauschmittelmißbrauchs vom 12. November 1970 j 
inzwischen ergriffen? | 

Geordnet nach den im Aktionsprogramm der Bun- j 
desregierung ausgewiesenen Abschnitten werden ; 


nachstehend die bislang ergriffenen Maßnahmen 
stichwortartig aufgeführt, nachdem ein Teil von ih- 
nen bereits in den Antworten auf vier Kleine An- 
fragen und der Stellungnahme der Bundesregierung 
zur Großen Anfrage der CDU/CSU-Fraktion des 6. 
Deutschen Bundestages näher dargestellt worden 
sind. 


1. Gesetzgebung 

— Neufassung des Betäubungsmittelgesetzes mit 
den im Aktionsprogramm angekündigten Ände- 
rungen und Erweiterungen (BGBl. 1972, Teil I 
S. 1); 

— Änderung der Apothekenbetriebsordnung mit 
neuen Sicherungsvorschriften für die Lagerung 
von Betäubungsmitteln; 

— Herausnahme des Heroins aus der Liste ärztlich 
verschreibbarer Betäubungsmittel (BGBl. 1971, 
Teill S. 317); 

— Änderung der Betäubungsmittel-Verschreibungs- 
verordnung liegt im Referentenentwurf vor (vgl. 
Antwort auf Frage 4) ; 

— Nachträgliche Einbeziehung in die Rezeptpflicht 
bislang rezeptfreier Arzneispezialitäten, die in 
größerem Umfange mißbräuchlich verwendet 
wurden und damit ihre gesundheitliche Unbe- 
denklichkeit verloren; 

— Fünfte Verordnung über die den Betäubungsmit- 
teln gleichgestellten Stoffe (BGBl. 1971, Teill 
S. 315); 

— Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
die Befreiung von der Bezugsscheinpflicht für 
Betäubungsmittel (BGBl. 1971, Teil I S. 319); 

— Gesetzentwurf der Bundesregierung zu dem 
internationalen Einheitsübereinkommen vom 
30. März 1961 über Suchtstoffe (Drucksachen 
VI/3612 vom 26. Juni 1972 und 7/126 vom 5. Fe- 
bruar 1973); 

— Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Ände- 
rung des Gesetzes über die Einrichtung eines 
Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskriminal- 
amt) (Drucksache 7/178 vom 14. Februar 1973); 

— Beteiligung an dem Entwurf eines Übereinkom- 
mens über psychotrope Stoffe der Vereinten Na- 
tionen vom Februar 1971. 


2. Bekämpfung des Drogenhandels durch Polizei, 
Bundesgrenzschutz, Zoll und Justiz (vgl. Druck- 
sachen VI/3000 vom 3. Januar 1972 und W3174 
vom 21. Februar 1972); 

— Es wurden Spezialdienststellen der Kriminalpoli- 
zei eingerichtet. 

— Der Einsatz von Polizeikräften zur Bekämpfung 
der Rauschgiftkriminalität wurde verstärkt. 

— Die finanzielle und technische Ausstattung von 
Polizeidienststellen und der Zollstellen an den 
Landgrenzen, in den Seehäfen und auf den Flug- 
häfen wurden verbessert. 


5 



Drucksache 7/620 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


— Spezielle Ausbildungsmaßnahmen für Beamte ! 
der Kriminalpolizei, der Schutzpolizei, des 
Grenzschutzeinzeldienstes, der Grenzzollstellen 
und des Zollfahndungsdienstes wurden durchge- 
führt. 

— Die Ermittlungsmethoden wurden weiterentwik- 
kelt, spezifiziert und damit verbessert. 

— Der Nachrichten- und Meldedienst wurde wei- 
terentwickelt und verbessert. 

— Es wurden weitere Rauschgiftspürhunde ausge- 
bildet. 

— Bei den Zollämtern wurden Kraftfahrzeug-Uber- 
holungstrupps eingesetzt. 

— An bestimmten Grenzübergängen wurden Groß- 
fahndungen unter Beteiligung von Zoll, Grenz- 
schutzeinzeldienst und Polizei sowie ausländi- 
scher Spezialbeamter durchgeführt. 

— Zollstellen wurden mit verbesserten Testverfah- 
ren zur Ermittlung illegal eingeführter Rausch- 
drogen ausgestattet. 

— Weitere Einzelmaßnahmen werden im Zusam- 
menhang mit den Bemühungen zur internationa- 
len Zusammenarbeit aufgeführt. 


3. Aufklärung der Bevölkerung 

Aus den im Zusammenhang der allgemeinen Auf- 
klärung durchgeführten Maßnahmen können nur die 

wichtigsten auf geführt werden: 

— Herausgabe einer Informationsbroschüre in einer 
Auflage von 6,5 Millionen Exemplaren mit brei- 
tester Streuung; 

— Herausgabe einer zweiten Informationsbroschü- 
re mit einer Testauflage von 50 000 Exempla- 
ren; 

— Plakataktion mit direkter Ansprache an Eltern 
und Erzieher, sich über das Drogenproblem zu 
informieren; 

— Einbeziehung der Thematik in die Lehrgangsar- 
beit der Bundeszentrale für gesundheitliche Auf- 
klärung; 

— Herstellung von Fernsehspots als flankierende 
Maßnahmen, Ausstrahlung bereits zweimal über 
das ZDF; 

— Drei Episodenfilme als Pilot, Ausstrahlung vor- 
gesehen über ZDF; 

— Fertigung von Maternseiten zum kostenlosen 
Abdruck in Regional- und Heimatzeitungen ohne 
eigenen Redaktionsstab, Abdruckauflage über 
2,0 Millionen; 

— Mitfinanzierung eines Aufklärungsfilms, der als | 
Diskussionsgrundlage dienen soll und vom Insti- | 
tut für Film und Bild München betreut wurde; 

— Telefonansagetexte; 

— Übersetzung, Druck und Streuung ausländischer 
Veröffentlichungen zum Themenbereich Rausch- 
drogenmißbrauch; 


— Finanzierung der Lehrgangsarbeit der „Aktion 
Jugendschutz'', insbesondere im Programm „Ju- 
gend hilft Jugend" ; 

— Förderung internationaler Zusammenkünfte von 
Schlüsselpersonen in der Drogenarbeit; 

— Förderung von Informationstagungen und wis- 
senschaftlichen Kongressen; 

— Finanzielle Förderung der Arbeiten der Deut- 
schen Hauptstelle gegen die Suchtgefahren; 

— Vorbeugungsprogramm des Bundeskriminalam- 
tes zur Aufklärung und Warnung vor Rausch- 
gifttätern; 

— Durchführung von Erfolgskontrollen der einge- 
setzten Aufklärungsmedien; 

— Kommunikationswissenschaftliche Vorbereitung 
gezielter Aufklärungsmaßnahmen; 

— Streuung einer Unterrichtseinheit „Rauschdro- 
gen und Drogenmißbrauch" für die Sekundarstu- 
fe I im gesamten Bundesgebiet. 

Im Zusammenhang mit einer spezifischen Aufklä- 
rungskampagne, die sich an die Zielgruppe der 10- 

bis 15jährigen wendet, wurden folgende konkrete 

Maßnahmen durchgeführt: 

— Funkspots über Radio Luxemburg; 

— Anzeigeninterviews in Jugendzeitschriften; 

— Herausgabe eines Drogen-Reports mit einer Auf- 
lage von 15 000 Exemplaren zur Unterrichtung 
von Multiplikatoren; 

— Entwicklung und Einschaltung einer Comic-Se- 
rie; 

— Entwicklung von vier Unterrichtseinheiten für 
die Klassen 5 bis 8. 


4. Modelle und Empfehlungen für vorbeugende 
und therapeutische Hilfen 

Aus zusätzlich bereitgestellten Mitteln des Bundes 
und verfügbaren Haushaltsansätzen bei Kapitel 
15 02, Titel 532 07 wurden für die Entwicklung von 
Modelleinrichtungen auf den Gebieten der Früher- 
fassung und Beratung, der abulanten und stationä- 
ren Therapie sowie der Nachbehandlung insgesamt 
rund 12,0 Millionen DM für ein „Großmodell" zur 
Verfügung gestellt. In diesem „Großmodell" sind 
insgesamt 118 örtliche Einrichtungen zusammenge- 


faßt, davon 

— Beratungs- und ambulante Behandlungs- 
stellen 57 

— stationäre und modellklinische Einrich- 
tungen 5 

— therapeutische Rehabilitationseinrichtungen 

mit Heilstättencharakter 10 

— Einrichtungen mit nachgehender Fürsorge 

und Wohngemeinschaften 46. 


Da einige Zuwendungsempfänger ihren Arbeitsbe- 
reich erweitert haben und zum Beispiel neben der 
Drogenberatung auch noch eine Wohngemeinschaft 
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unterhalten, ist die tatsächliche Zahl der geförder- 
ten Einrichtungen größer als hier angegeben. 

Die im „Großmodell" zusammengeschlossenen Ein- 
richtungen stellen nicht nur ein Initialprogramm 
dar, mit dem die Vorhaben der spontan gebildeten 
Ad-hoc-Träger gefördert werden konnten, sie bilden 
insbesondere die empirische Bezugsbasis für wis- 
senschaftliche Untersuchungen der unterschiedli- 
chen Beratungs- und Behandlungsmethoden. Die 
darauf aufbauende Effizienzkontrolle wird bis zum 
Ende des Jahres 1973 erste Ergebnisse veröffentli- 
chen können. 

Uber die Entwicklung von Richtlinien für therapeu- 
tische Einrichtungen im Bereich der Rehabilitation 
und der ambulanten Betreuung drogengefährdeter 
Jugendlicher wurde im ständigen Arbeitskreis mit 
den Drogenbeauftragten der Länder wiederholt be- 
raten. Wegen der noch instabilen Situation ist es 
noch nicht zur Endabstimmung gekommen. Eine er- 
ste Stellungnahme ist erfolgt, nachdem eine deut- 
sche Studiengruppe zur weiteren Abklärung des ei- 
genen Standpunktes die Erfahrungen in den USA 
kennenlernen konnte, um daraus Rückschlüsse für 
die Anlage von Empfehlungen für die Situation in 
der Bundesrepublik zu entwickeln. Diese wurden 
auf einen Symposion am 9. und 10. November 1972 
formuliert. Der Bericht „Die Drogensituation in den 
USA" — Ergebnisse und Empfehlungen einer deut- 
schen Studiengruppe — enthält diese Ergebnisse. 


5. Forschung und Dokumentation 

Im Bereich der Forschung wurden verschiedene 
Aufträge vergeben, die teils im Rahmen der Arbei- 
ten der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä- 
rung, teils von Universitätsinstituten, von solchen 
der Max-Planck-Gesellschaft oder von einzelnen 
Wisenschaftlern durchgeführt werden bzw. worden 
sind. Es handelt sich im einzelnen um folgende Be- 
reiche: 

— Deskriptive und analytische epidemiologische 
Untersuchungen zur Bestandsaufnahme, Motiva- 
tionsanalyse, Analyse der Subkultur etc. Es sind 
repräsentative und regionale Untersuchungen 
bei Jugendlichen und Erwachsenen, teils als 
Wiederholungsuntersuchungen angelegt; 

— Wirkungsforschung über die Psychopharmako- 
logie von Haschischinhaltsstoffen und deren 
Metabolisierung; 

— Nachweisverfahren zum Komplex Drogen im 
Straßenverkehr; 

— Forschungen zur Therapie Drogenabhängiger 
zur Entwicklung spezifischer Behandlungs- und 
Rehabilitationsverfahren; 

— Erfolgskontrollen eingesetzter Medien; 

— Curriculum-Forschung zur Entwicklung von spe- 
zifischen Unterrichtungseinheiten; 

— Expertisen zu Einzelthemen zum Beispiel über 
funktionale bzw. organische Gehirnveränderun- 
gen nach Haschischmißbrauch. 


Im Bereich der Dokumentation sind verschiedene 

Sammelbände erschienen: 

— Bibliographie „Jugend und Rauschdrogen", erar- 
beitet vom Deutschen Jugendinstitut; 

— - Dokumentation „Drogen und Drogenabhängig- 
keit", erarbeitet in Zusammenarbeit mit dem Mi- 
nister für Arbeit, Gesundheit und Soziales des 
Landes Nordrhein-Westfalen und dem Institut 
für Dokumentation und Information über Sozial- 
medizin und öffentliches Gesundheitswesen, Bie- 
lefeld; 

— Dokumentation „Drogengefährdung und Alko- 
holmißbrauch" Band 1, Heft 1, herausgegeben 
vom Deutschen Institut für medizinische Doku- 
mentation und Information, Köln, Institut für 
Dokumentation und Information über Sozialme- 
dizin und öffentliches Gesundheitswesen, Biele- 
feld, Deutsches Jugendinstitut, München und 
Zentralinstitut für soziale Fragen, Berlin. Diese 
Reihe wird fortgesetzt. 

6. Internationale Zusammenarbeit (vgl. Druck- 
sache 1^/3174 vom 21. Februar 1972): 

— Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der Bekämpfung des Drogen- und Rauschmittel- 
mißbrauchs (Pompidou-Initiative), zwei Sitzun- 
gen des Lenkungsausschusses, zehn Sitzungen 
technischer Kommissionen, eine Ministerkonfe- 
renz; 

— Zusammenarbeit im Rahmen der NATO; 

— Zusammenarbeit im Rahmen des Europarates; 

— Zusammenarbeit im Rahmen der Nordatlanti- 
schen Versammlung; 

— Zusammenarbeit im Rahmen der Weltgesund- 
heitsorganisation; 

— Zusammenarbeit im Rahmen der Vereinten Na- 
tionen; 

— Zusammenarbeit im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaft; 

— Zusammenarbeit im Rahmen der UNESCO; 

— verschiedene bilaterale Abkommen der Zollver- 
waltungen und der Polizei; 

— bilaterale Arbeitskontakte mit Österreich; 

— bilaterale Zusammenarbeit mit den USA, zu- 
nächst für den Bereich der Stationierungsstreit- 
kräfte, Ausweitung auf ein deutsch-amerikani- 
sches Gesamtprogramm; 

— Abordnung von Beamten des Bundeskriminalam- 
tes zu IKPO-Interpol; 

— internationaler Erfahrungsaustausch der Zollver- 
waltungen am 13. Dezember 1971 in Wien unter 
Beteiligung von neun Ländern; 

— gemeinsame Ausbildung von Spezialbeamten; 

— Abordnung eines Beamten in die Türkei zur 
Koordinierung gemeinsamer Polizeimaßnah- 
men; 

— Zusammenarbeit mit Afghanistan zur Entwick- 
lung geeigneter Polizeimaßnahmen. 
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Wegen des Umfanges der konkreten Einzelmaßnah- 
men ist deren ausführliche Darstellung unange- 
bracht. Die Bundesregierung ist bereit, ergänzende 
Ausführungen zu den einzelnen Punkten zu geben, 
soweit dies nicht schon in den bezeichneten Bun- 
destagsdrucksachen geschehen ist. 


2. Was gedenkt die Bundesregierung aufgrund der 
Ankündigung des Bundeskanzlers in der Regie- 
rungserklärung vom 18. Januar 1973: 

„Wir können, wir dürfen es nicht hinnehmen, 
daß viele unserer jungen Menschen durch die 
Profitinteressen weniger Rauschgifthändler in 
eine verhängnisvolle Abhängigkeit getrieben 
werden. Der Handel mit harten Drogen ist die 
Anstiftung zum Selbstmord auf Raten." 

zusätzlich zu unternehmen? 

Die im Rahmen des Aktionsprogramms der Bundes- 
regierung zur Bekämpfung des Drogen- und 
Rauschmittelmißbrauchs in Angriff genommenen 
repressiven Maßnahmen von Polizei und Zoll wer- 
den intensiv fortgesetzt. Sie werden fortlaufend an 
die sich ändernde Situation angepaßt. Auf die Stel- 
lungnahme des Bundesministers des Innern vor 
dem Ständigen Ausschuß am 6. November 1972 
(Drucksache VI/VII-3), auf den dem Bundestag 
zugeleiteten Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Gesetzes über das Bundeskriminalamt 
(Drucksache 7/178) und die Antwort auf die Kleine 
Anfrage des 6. Deutschen Bundestages (Drucksa- 
chen VI/3034 und VI/3174) wird verwiesen. 

Ein besonderer Schwerpunkt ist im Rahmen der in- 
ternationalen Zusammenarbeit gegeben, die eine 
wesentliche Erweiterung erfahren hat und weiter 
erfahren wird. Insbesondere wird darauf verwiesen, 
daß im November 1972 die Arbeitsgemeinschaft der 
Leiter der Landeskriminalämter mit dem Bundeskri- 
minalamt (AG-Kripo) die Koordinierung der Be- 
kämpfung des illegalen Rauschgifthandels in der 
Bundesrepublik in Zusammenarbeit mit ausländi- 
schen Dienststellen übernommen hat. Beim Bundes- 
kriminalamt wurde eine ständige Arbeitsgruppe 
„Rauschgift“ gebildet, in der Vertreter der Landes- 
kriminalämter, des Zolls, des Grenzschutzeinzel- 
dienstes, der Bayerischen Grenzpolizei und auch 
Vertreter ausländischer Dienststellen, insbesondere 
des amerikanischen BNDD und Zolls mitwirken. Im 
Rahmen der internationalen Zusammenarbeit wer- 
den die Bemühungen verstärkt, durch bilaterale 
Absprachen mit den Ländern, über die der Rausch- 
gifthandel nach Deutschland durchgeführt wird, 
eine Verbesserung der Überwachung der Transit- 
wege und des gegenseitigen Informationsaustau- 
sches zu erreichen, um damit die Einfuhr von 
Rauschmitteln in die Bundesrepublik einzudäm- 
men. 

Der Bundesminister des Innern hat entsprechend 
der Ankündigung im Aktionsprogramm der Bundes- 
regierung die allgemeine Verwaltungsvorschrift zur 
Ausführung des Ausländergesetzes dahin gehend 
geändert, daß Ausländer, die gegen die Strafvor- 
schriften des Betäubungsmittelgesetzes verstoßen, 


in der Regel auszuweisen und nach Strafverbüßung 
abzuschieben sind. 

Im Verlauf von Verhandlungen der Bundesregie- 
rung mit dem Hauptquartier der US-Landstreitkräf- 
te in Europa hat die amerikanische Seite zugesi- 
chert, in der Bundesrepublik stationierte Soldaten, 
die im Verdacht stehen, Rauschgifthandel zu betrei- 
ben oder drogenabhängig zu sein, nach Beendigung 
ihrer Dienstzeit nicht im Bundesgebiet zu entlassen. 
Durch Einschaltung der zuständigen deutschen 
Ausländerbehörden in das Entlassungsverfahren ist 
sichergestellt worden, daß auch einschlägige Er- 
kenntnisse der deutschen Behörden berücksichtigt 
werden. Darüber hinaus ist von den US-Landstreit- 
kräften zugesagt worden, ihre Erkenntnisse über 
den Rauschgifthandel und den Drogenmißbrauch 
unter den amerikanischen Soldaten im Bundesge- 
biet den zuständigen deutschen Behörden laufend 
mitzuteilen. Es ist beabsichtigt, die wichtigsten die- 
ser Informationen im Ausländerzentralregister zu 
speichern. Sollten ehemalige amerikanische Solda- 
ten, die als Rauschgifthändler in Betracht kommen, 
nach ihrer Entlassung in den USA in das Bundesge- 
biet zurückkehren, können gegen sie die erforderli- 
chen ausländerrechtlichen Maßnahmen ergriffen 
werden. 

Ein deutsch-amerikanisches Gesamtprogramm ist 
vorbereitet worden. Damit sollen die beiderseitigen 
Interessen noch intensiver verfolgt werden. Es ist 
in diesem Rahmen vorgesehen, ein umfangreiches 
Ausbildungsprogramm für deutsche Polizei-, Zoll- 
und Grenzschutzbeamte durchzuführen, bei dem die 
größeren amerikanischen Erfahrungen auf den Ge- 
bieten der Kontrolle und Aufspürung illegaler 
Rauschdrogen eingebracht werden. 


3. Wie hat sich das Betäubungsmittelgesetz vom 
22. Dezember 1971 auf die Rauschmittel- und 
Drogenkriminalität ausgewirkt? 

Endgültige Rückschlüsse auf die Entwicklung der 
Rauschmittelkriminalität im Hinblick auf das In- 
krafttreten der Neufassung des Betäubungsmittelge- 
setzes lassen sich wegen der Kürze des Beobach- 
tungszeitraums und der dadurch bedingten gerin- 
gen Zahl rechtskräftiger Verurteilungen noch nicht 
ziehen. Dabei ist zu beachten, daß von den im Jah- 
re 1971 insgesamt anhängigen Verfahren wegen 
Verstoßes gegen das Betäubungsmittelgesetz am 
Jahresende 15 979 noch nicht abgeschlossen waren. 
Für diese im Jahre 1972 abzuschließenden Verfah- 
ren sind nach allgemein strafrechtlichen Grundsät- 
zen die zum Zeitpunkt der Tat geltenden Gesetze 
anzuwenden. Daraus erklärt sich die geringe Zahl 
bislang erfolgter Verurteilungen nach dem am 
10. Januar 1972 in Kraft getretenen neuen Betäu- 
bungsmittelgesetz. 

Trotz dieser geringen Zahl abgeschlossener Verfah- 
ren wird ein Trend der Gerichte erkennbar, härtere 
Strafen für den illegalen Handel mit und den 
Schmuggel von Rauschmitteln auszusprechen. Die 
Möglichkeit der Strafverschärfung nach § 11 Abs. 4 
Betäubungsmittelgesetz hat bereits im Verlauf des 
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Jahres 1972 zu empfindlichen Strafen geführt, teil- 
weise ist es zur Ausschöpfung des Strafrahmens ge- 
kommen. 

Gleichzeitig wird, wie schon aus der Spruchpraxis 
im Jahre 1971 erkennbar, bei jugendlichen Ersttä- 
tern die Möglichkeit genutzt, das Verfahren einzu- 
stellen oder anstelle von Strafe Erziehungsmaßnah- 
men anzuordnen. Mit dieser Spruchpraxis soll eine 
Kriminalisierung jugendlicher Ersttäter vermieden 
werden, die häufig durch den Kauf oder sonstigen 
Erwerb zum Zwecke des eigenen Verbrauchs gegen 
das Betäubungsmittelgesetz verstoßen haben. 

Die Kritik, daß solche Jugendliche überhaupt erfaßt 
und vor Gericht gestellt werden, übersieht, daß da- 
mit in allen Zweifelsfällen einer eskalierenden Dro- 
genkarriere vorgebeugt werden kann. In besonders 
leichten Fällen kommt es zumeist zur Einstellung 
des Verfahrens. 1971 standen 2 955 rechtskräftigen 
Verurteilungen 1 498 angeordnete Erziehungsmaß- 
nahmen und 1 934 Einstellungen gegenüber. Die 
durch das neue Betäubungsmittelgesetz gegebene 
Möglichkeit, zwischen Händlern, drogenabhängigen 
Personen, die „sozial infizierend" wirken können, 
und einfachen Konsumenten unterscheiden zu kön- 
nen, wird zunehmend ausgeschöpft. 


4. Wann wird die bereits im Aktionsprogramm der 
Bundesregierung von 1970 angekündigte Ände- 
rungsverordnung zur Betäubungsmittelver- 
schreibungsverordnung, wonach Betäubungs- 
mittel nur noch auf Sonderrezepten verschrie- 
ben werden dürfen, nunmehr ergehen? 

Die Neufassung der Verordnung über das Verschrei- 
ben und die Abgabe von Betäubungsmitteln, mit 
der die Betäubungsmittel-Verschreibungsverord- 
nung vom 19. Dezember 1930 (Reichsgesetzblatt I 
S. 635) abgelöst wird und mit der Sonderrezepte für 
den Bezug von Betäubungsmitteln eingeführt wer- 
den, ist nach Abstimmung mit den zu hörenden 
Gremien fertiggestellt. Sie wurde im April dem 
Bundesminister der Justiz zur Rechtsförmlichkeits- 
prüfung zugeleitet. Unmittelbar nach Abschluß der 
Rechtsförmlichkeitsprüfung wird der Verordnungs- 
entwurf dem Kabinett zur Beschlußfassung vorge- 
legt werden. 

Die zeitliche Verzögerung ergab sich daraus, daß 
bei der schriftlichen Abstimmung des Verordnungs- 
entwurfs mit den zu beteiligenden Verbänden er- 
hebliche Meinungsunterschiede auftraten, weil die 
gültige Verordnung veraltet und nicht mehr an- 
wendbar war und eine Beschränkung der Änderung 
der Betäubungsmittel-Verschreibungsverordnung 
lediglich auf die Einführung von Sonderrezepten 
diesem Sachstand nicht entsprochen hätte. Der Ver- 
ordnungsentwurf mußte grundlegend neu konzipiert 
werden, um den veränderten Bedingungen im vol- 
len Umfange zu entsprechen. Da die Verschrei- 
bungspraxis der Ärzte keinen Einfluß auf die Dro- 
gengefährdung der Jugend erkennen ließ, war die 
zeitliche Verzögerung zugunsten einer sachge- 
rechten Regelung des Verkehrs mit Betäubungsmit- 
teln vertretbar. 


5. Welche Mittel haben Bund, Länder und Gemein- 
den sowie die freien Träger im Jahre 1972 für 
die Bekämpfung des Rauschmittel- und Drogen- 
mißbrauchs zur Verfügung gestellt? 

Welche Maßnahmen konnten damit vollendet 
oder in Angriff genommen werden? 

Da es keine zentrale Registrierstelle gibt, der ge- 
genüber Bund, Länder und Gemeinden sowie die 
Träger der Freien Wohlfahrtspflege berichtspflich- 
tig sind, läßt sich auf diese Frage nur eine Teilant- 
wort geben. Weder eine schriftliche Umfrage bei 
den Drogenbeauftragten der Länder, noch die 
mündliche Erörterung dieser Frage auf einer ge- 
meinsamen Sitzung des ständigen Arbeitskreises 
der Drogenbeauftragten und der in den einzelnen 
Bundesministerien zuständigen Bearbeiter haben 
zusätzliche Angaben erbringen können. Eine geson- 
derte Umfrage wurde von den Drogenbeauftragten 
der Länder nicht befürwortet, da der unerläßliche 
Arbeitsaufwand in keinem Verhältnis zu den vor- 
hersehbaren, letztlich lückenhaften und nicht be- 
wertbaren Angaben steht. Wie sich bereits früher 
gezeigt hat, werden bei derartigen Umfragen die 
nicht isoliert ausgewiesenen Kosten geschätzt, wo- 
bei völlig unterschiedliche Schlüssel angesetzt wer- 
den. Die Selbstdarsteliung der Maßnahmen unter- 
liegt eigenen Gesetzen, so daß eine Vergleichbar- 
keit von vornherein ausgeschlossen erscheint. 

Aus gesondert ausgewiesenen Haushaltstiteln wur- 
den vom Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit im Haushaltsjahr 1972 insgesamt 
5 968 632 DM für Maßnahmen im Rahmen des Ak- 
tionsprogramms der Bundesregierung zur Bekämp- 
fung des Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs aus- 
gegeben. 

Der Bundesminister der Finanzen hat im Jahre 1972 
für ein Sofortprogramm zur Intensivierung der Be- 
kämpfung der Rauschgiftkriminalität Haushaltsmit- 
tel in Höhe von 2 500 000 DM aufgewendet. 

Nach eigenen Angaben haben die Bundesländer in 
speziell ausgewiesenen Titeln zur Bekämpfung des 
Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs insgesamt im 
Haushalsjahr 1972 14 314 326 DM zur Verfügung ge- 
stellt; darunter ist ein Betrag in Höhe von 
500 000 DM, der nicht verausgabt werden konnte, 
da sich in diesem Land kein Träger für eine mit 
diesen Zuschußmitteln einzurichtende Drogenklinik 
finden ließ. 

Bund und Länder haben 1972 gemeinsam aus spe- 
ziell eingerichteten Haushaltstitein 22 282 958 DM 
für den gesamten Maßnahmenkatalog zur Bekämp- 
fung des Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs auf- 
gebracht. Mit diesen Mitteln sind eine so große 
Vielzahl von Einzelmaßnahmen durchgeführt wor- 
den, daß sie sich bestenfalls listenmäßig ausweisen 
ließen, wenn dazu eine entsprechende Umfrage 
durchgeführt worden wäre. Die Schwerpunkte la- 
gen im Bereich der Prävention, der Schaffung und 
Unterhaltung von Einrichtungen zur Beratung, zur 
ambulanten und stationären Behandlung, zur Re- 
habilitation und in geringerem Ausmaß auch zur 
Ausbildung bzw. Fortbildung von Fachpersonal 
durch Lehrgänge und Einzelveranstaltungen. 
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In diesem Zusammenhang darf nicht unberücksich- 
tigt bleiben, daß der Bund auf dem Gebiet des Ge- 
sundheitswesens nur eine sehr beschränkte Zustän- 
digkeit besitzt. Das gleiche gilt für die Durchfüh- 
rung der Jugendhilfe und Sozialhilfe. Fragen an die 
Bundesregierung sollten diesen Tatbestand berück- 
sichtigen. 


6. Ist es richtig, daß die freien Träger zur Bekämp- 
fung des Rauschmittel- und Drogenmißbrauchs 
sich über eine mangelnde Unterstützung ihrer 
Arbeit durch die öffentliche Hand beklagen und 
notwendige Maßnahmen deswegen unterbleiben 
müssen? 

Es ist zutreffend, daß die Träger der freien Wohl- 
fahrtspflege in letzter Zeit über mangelnde Unter- 
stützung ihrer Vorhaben im Gesamtbereich der Be- 
kämpfung des Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs 
sowohl gegenüber den Landesregierungen wie ge- 
genüber dem Bund klagen. Zum Zeitpunkt des Be- 
ginns der Bundesförderung im Jahre 1971, bei der 
örtliche Einrichtungen zur Beratung, Behandlung und 
Nachbehandlung drogengefährdeter und -abhängi- 
ger junger Menschen, denen seitens der Landes- 
regierungen Modellcharakter zuerkannt wurde, eine 
Teilfinanzierung erhielten, wenn sie sich bereit 
erklärten, ihre Erfahrungen und Arbeitsergebnisse 
für eine überregionale wissenschaftliche Erfolgs- 
kontrolle zur Verfügung zu stellen, lagen bei den 
Landesregierungen nur sehr wenige Anträge seitens 
der Träger der freien Wohlfahrtspflege vor. Sie 
wurden nach Prüfung berücksichtigt und bilden nach 
wie vor einen Bestandteil des „Großmodells", in 
dem 118 örtliche Einrichtungen zusammengeschlos- 
sen sind und auf das sich die Bundesförderung be- 
schränkt. Den weitaus größten Teil der Anträge 
stellten Ad-hoc-Träger, die sich in der damaligen 
Situation spontan gebildet hatten. Die ad hoc-gebil- 
deten Träger haben sich nicht in allen Fällen als 
haltbar erwiesen. An ihre Stelle treten nun wieder 
— wie dies auch in anderen nicht-behördlichen Be- 
reichen des Sozial- und Erziehungswesens nach dem 
Auftauchen neuer Aufgabenfelder die Erfahrung 
lehrt — die „klassischen" Träger der freien Wohl- 
fahrtspflege. Nachdem klar geworden ist, daß Dro- 
genmißbrauch kein selbständiges Problem darstellt, 
sondern lediglich als eine Ausdrucksform individuell 
gestörter Sozialisationsprozesse zu begreifen ist und 
die hier anfallende Klientel sich demzufolge nicht 
oder kaum von der unterscheidet, um die man sich 
z. B. auch bei der Erziehungsberatung oder im Rah- 
men anderer Sozial- und Jugendhilfeaufgaben zu 
kümmern hat, rücken die erfahrenen Trägerorgani- 
sationen wieder in den Vordergrund, um die Dauer- 
aufgaben zu übernehmen. 

Aufgrund der gleichzeitig eingetretenen Aufgaben- 
verlagerung von der reinen Auskunft über Hilfs- 
möglichkeiten und Information über Drogen zur 
ambulanten Beratung und Behandlung sowie zur 
stationären Therapie, zur heilstättenmäßigen und 
stabilisierenden Rehabilitation in therapeutischen 
Wohngemeinschaften hat sich auch Art und Umfang 
der Antragstellung verändert. Waren es bei den 


Selbsthilfegruppen nur relativ geringe Beträge, die 
zur Einrichtung von Beratungsstellen und deren 
Personalkosten aufzubringen waren, so sind es nun- 
mehr überwiegend Großprojekte zum Teil mit er- 
heblichen Investitionskosten, die von den Trägern 
der freien Wohlfahrtspflege geplant sind und deren 
Förderung aus Mitteln der Länder und des Bundes 
erwartet wird. Weder die Länder noch der Bund 
sind wegen der zu geringen Finanzdecke in der Lage, 
all diesen Anträgen zu entsprechen. Sie mußten 
vorerst zurückgestellt werden. Dies wiederum hat 
wohl zu Enttäuschungsreaktionen bei den Trägern 
der freien Wohlfahrtspflege geführt, die sich als 
Klagen niedergeschlagen haben. 

Obwohl die von den freien Trägern in Vorschlag ge- 
brachten Projekte auf längere Sicht dazu beitragen 
können, den Bettenfehlbestand für Langzeittherapie- 
formen auszugleichen, kann nach übereinstimmen- 
der Auffassung der Drogenbeauftragten der Länder, 
die sich auf der gemeinsamen Sitzung am 21. März 
1973 mit dieser Frage befaßten, nicht die Rede davon 
sein, daß notwendige Maßnahmen wegen mangeln- 
der Unterstützung durch die öffentliche Hand nicht 
durchgeführt werden konnten. Bei den vorliegenden 
Anträgen handelt es sich überwiegend um lang- 
fristige Projekte, wie Erweiterungs- oder Umbauten. 
Es ist vorgesehen, diese Vorhaben möglichst in die 
Krankenhausplanung der Länder einzubeziehen. 
Nachdem am 9. Februar 1973 auf einer Sitzung der 
Krankenhausreferenten des Bundes und der Länder 
die Förderungsfähigkeit offener Drogenkliniken 
grundsätzlich anerkannt worden ist, wird zu prüfen 
sein, ob diese Projekte oder ein Teil von ihnen als 
Modellvorhaben aus Mitteln des Krankenhausfinan- 
zierungsgesetzes gemäß § 23 Abs. 2 noch im Jahre 
1973 die erwarteten Zuschüsse erhalten kann. Die 
Bundesregierung ist bemüht, auf diesem Wege einen 
Beitrag zum Abbau des auf 800 bis 1000 Betten 
geschätzten Fehlbestandes für Langzeittherapie dro- 
genabhängiger Personen zu leisten. 


7. Welche Mittel wird die Bundesregierung 1973 
für die Bekämpfung des Rauschmittel- und Dro- 
genmißbrauchs vorsehen, und welche Maßnah- 
men können damit vollendet oder in Angriff 
genommen werden? 

Die Bundesregierung hat im Entwurf des Haus- 
haltsplans für 1973 im Einzelplan 15, Kapitel 15 02, 
Titel 532 07 8 000 000 DM zur Fortführung der Maß- 
nahmen im Rahmen des Aktionsprogramms vom 
12. November 1970 vorgesehen. Die Mittel dienen 
überwiegend zur Deckung von Folgekosten bei be- 
reits begonnenen Maßnahmen der gesundheitlichen 
Aufklärung, der Unterstützung örtlicher Einrichtun- 
gen zur Beratung, Behandlung und Nachbehandlung 
drogengefährdeter und -abhängiger junger Men- 
schen im Rahmen des „Großmodells" (u. a. Modell- 
kliniken in Hamburg und Berlin), der Forschung, 
insbesondere der Effizienzkontrolle aller im „Groß- 
modell" zusammengeschlossenen Einrichtungen im 
Rahmen einer „Forschungsgruppe Sucht", die meh- 
rere Teilforschungsgebiete umfaßt, der epidemiolo- 
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gischen Forschung, der Dokumentation und der 
internationalen Zusammenarbeit. 

Im Einzelplan 15, Kapitel 15 02, Titel 686 03 sind 
zudem 400 000 DM als Beitrag der Bundesrepublik 
zur internationalen Rauschgiftkontrolle enthalten. 
Hinzu kommen die institutioneilen Zuwendungen 
für Organisationen und Institutionen, die sich ganz 
oder teilweise mit der Bekämpfung der Suchtgefah- 
ren befassen, so z. B. die Deutsche Hauptstelle 
gegen die Suchtgefahren. Nicht im einzelnen aus- 
zuweisende Personal- und Sachkosten enthalten 
außerdem die Kapitel 15 03 (Bundesgesundheitsamt 
und Bundesopiumstelle), Kapitel 15 04 (Bundeszen- 
trale für gesundheitliche Aufklärung) und Kapitel 
15 05 (Deutsches Institut für medizinische Dokumen- 
tation und Information). 

Im Geschäftsbereich des Bundesministers der Fi- 
nanzen sind Haushaltsmittel für die Errichtung einer 
Kraftfahrzeug-Uberholungshalle beim Zollamt 
Schwarzbach-Autobahn vorgesehen, deren Bau 
1973 begonnen werden soll und für den insgesamt 
ca. 1 500 000 DM aufzuwenden sind. Diese Halle 
wird es ermöglichen, jede Art von Kraftfahrzeugen, 
auch Kühlwagen, zu entladen und gründlich auf 
Schmuggelware zu überprüfen. Darüber hinaus sind 
nicht im einzelnen auszuweisende Beträge für Per- 
sonal- und Sachkosten vorgesehen, die der Aus- 
bildung und Schulung von Zollbeamten, der An- 
schaffung von technischen Ausrüstungsgegenstän- 
den für die Aufspürung illegaler Rauschmittel, der 
weiteren und erweiterten Ausbildung von Rausch- 
gift-Spürhunden sowie der gesamten Ermittlungs- 
arbeit des Zollfahndungsdienstes und des Zollkrimi- 
nalinstituts dienen. 

Im Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 
sind ebenfalls nicht einzeln auszuweisende Haus- 
haltsmittel für Personal- und Sachkosten vorgese- 
hen, die ausschließlich oder überwiegend für Maß- 
nahmen zur Bekämpfung der Rauschgiftkriminalität 
einzusetzen sind. Hierzu rechnen besonders die mit 
der Kompetenzerweiterung des Bundeskriminal- 
amtes verbundenen zusätzlichen Aufwendungen, 
jedoch auch die zusätzlichen Kosten für spezielle 
Maßnahmen des Grenzschutzeinzeldienstes zur Be- 
kämpfung des Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs. 

ln den Geschäftsbereich der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung, für Forschung und Tech- 
nologie, der Verteidigung, für Bildung und Wissen- 
schaft sowie des Bundespresse- und Informations- 
amtes sind gleichfalls nicht im einzelnen auszuwei- 
sende Personalkosten vorgesehen, die im direkten 
Zusammenhang mit den Bemühungen der Bundes- 
regierung zur Bekämpfung des Drogen- und Rausch- 
mittelmißbrauchs stehen. Selbst diese Aufzählung 
dürfte noch nicht vollständig sein. 

Bei dieser Antwort ist zu berücksichtigen, daß es 
sich bei der Bekämpfung des Drogen- und Rausch- 
mittelmißbrauchs, so wie sich dieses Problem nun- 
mehr darstellt, nicht um ein isoliertes und damit 
auch kostenmäßig isolierbares Aufgabenfeld han- 
delt. Aus diesem Grund ist ein vollständiger Über- 
blick über den vorgesehenen Kostenaufwand für 
Maßnahmen, die der Verhütung des Mißbrauchsver- 
haltens dienen, nicht möglich. 


8. Mit welchem Ergebnis hat die Bundesregierung 
geprüft, ob eine Indizierung „verführender Dro- 
genliteratur" durch die Bundesprüfstelle für ju- 
gendgefährdende Schriften „möglich und ratsam 
ist" (Stellungnahme der Bundesregierung vom 
2. November 1972)? 

Eine Prüfung von Publikationen, in denen Drogen- 
probleme behandelt wurden, führte zu dem Ergeb- 
nis, daß der Wissenschaftsvorbehalt des § 1 Abs. 2 
Nr. 2 des Gesetzes über die Verbreitung jugendge- 
fährdender Schriften (GjS) einer Indizierung mög- 
licherweise entgegensteht. Unabhängig davon ist die 
Bundesregierung der Auffassung, daß eine Auf- 
nahme verführender Drogenliteratur in die Liste der 
jugendgefährdenden Schriften möglich und ratsam 
ist. Die Bundesprüfstelle hat inzwischen mit ihrer 
Entscheidung Nr. 2384 vom 6. Oktober 1972 die Indi- 
zierung von zwei Ausgaben einer Jugendzeitschrift 
u. a. ausdrücklich damit begründet, daß der Reifungs- 
prozeß jugendlicher Leser durch die Empfehlung von 
Drogenkonsum verhindert oder erschwert werde. Mit 
Entscheidung Nr. 2402 vom 2. Februar 1973 hat die 
Bundesprüfstelle das Buch eines bekannten Verlages 
in die Liste der jugendgefährdenden Schriften aufge- 
nommen, in dem der Autor zu Gesetzesübertretun- 
gen, Gewalttätigkeit und Drogenkonsum auffordert 
(Do it — Scenarios für die Revolution — von Jerry 
Rubin, Rowohlt- Verlag). Ein weiteres, den Drogen- 
mißbrauch verharmlosendes sog. Comic-Heft liegt 
der Bundesprüfstelle zur Prüfung vor. 

Bereits in ihrer Antwort vom 14. Januar 1972 (Druck- 
sache VI/3018) hat die Bundesregierung auf eine par- 
lamentarische Anfrage dargelegt, daß zur Antrag- 
stellung in erster Linie die antragsberechtigten Län- 
derbehörden berufen sind, das zuständige Bundes- 
ministerium für Jugend, Familie und Gesundheit je- 
doch Zurückhaltung üben sollte, angesichts dessen, 
daß die Bundesprüfstelle eine ihr nachgeordnete 
Bundesoberbehörde ist, die nicht als Zensurinstru- 
ment der Bundesregierung diskreditiert werden darf. 
Daran wird festgehalten. 

Der offene Briefwechsel mit dem Vorsteher des Bör- 
senvereins des Deutschen Buchhandels sollte nicht 
nur zu einer freiwilligen Vereinbarung führen, bei 
derartigen Büchern besondere verlegerische Sorgfalt 
walten zu lassen, sondern auch die Aufmerksamkeit 
insgesamt auf diesen Tatbestand lenken. Durch die 
engagierte persönliche Stellungnahme des Vorsitzen- 
den im Börsenblatt des Deutschen Buchhandels ist 
dies offensichtlich auch erreicht worden, wie den 
Indizierungsanträgen der Minister für Soziales, Ge- 
sundheit und Sport des Landes Rheinland-Pfalz vom 
12. Januar 1973 bzw. für Arbeit, Gesundheit und So- 
ziales des Landes Nordrhein-Westfalen vom 27. Fe- 
bruar 1973 entnommen werden kann. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte bei 
einem neuen Tatbestand zunächst versucht werden, 
zu einer freiwilligen Regelung mit den Beteiligten 
zu kommen, um die Aufmerksamkeit auf diesen 
Sachverhalt zu lenken. Insgesamt ist festzustellen, 
daß dieses Vorgehen sowohl über die vom Deutschen 
Presserat gegebene Empfehlung als auch durch die 
Absprache mit dem Vorsteher des Börsenvereins des 
Deutschen Buchhandels sich als wirksam erwiesen 
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hat. Man darf den Eindruck haben, daß sowohl die 
Tagespresse wie die Buchverlage die Ansprache auf- 
genommen und berücksichtigt haben, so daß Indizie- 
rungsanträge sicherlich nur in Einzelfällen erforder- 
lich sein werden. 


9. Mit welchem Ergebnis hat die Bundesregierung 
geprüft, „welche Erweiterungen des Bundes- 
sozialhilfegesetzes erforderlich sind, um die 
langdauernde Behandlung drogenabhängiger Ju- 
gendlicher sicherzustellen, die keinen anderwei- 
tigen Versicherungsschutz haben" (Stellung- 
nahme der Bundesregierung vom 2. November 
1972)? 

Die Prüfung hat ergeben, daß bei konsequenter Aus- 
legung der Bestimmungen des BSHG sich auch die 
langdauernde Behandlung drogenabhängiger junger 
Menschen, die keinen anderweitigen Versicherungs- 
schutz haben, befriedigend regeln läßt. Es kommt 
hinzu, daß die bisherige Hilfe für Gefährdete in § 72 
BSHG durch die Neufassung dieser Bestimmung noch 
erheblich erweitert wird, u. a. durch eine ersatzlose 
Streichung der bisherigen Mindestaltersgrenze von 
20 Jahren; der Entwurf der 3. BSHG-Novelle befindet 
sich bereits im Gesetzgebungsverfahren. Der Bundes- 
minister für Jugend, Familie und Gesundheit wird 
zur Durchführung des neuen § 72 BSHG eine Rechts- 
verordnung erlassen, mit der eine Abgrenzung des 
Personenkreises sowie der Art und des Umfanges 
der Maßnahmen erfolgt. Dabei geht es um den Aus- 
bau der „persönlichen Hilfen". Zu dem durch diese 
Rechtsverordnung erfaßten Personenkreis gehören 
dann ausdrücklich auch die Drogen- und Rausch- 
mittelabhängigen. 

Drogenabhängigkeit ist als seelische Störung gemäß 
§ 6 Nr. 3 (Suchtkrankheit) der Eingliederungshilfe- 
Verordnung anzusehen. Sie bedingt auch eine we- 
sentliche Behinderung im Sinne des § 6 Satz 1 der 
Eingliederungshilfe-Verordnung, weil sie in der 
Regel mit Arbeitsunfähigkeit verbunden ist oder die 
Arbeitsfähigkeit zumindest erheblich reduziert und 
zu einer unaufhaltsamen Ausgliederung aus der Teil- 
nahme am Leben in der Gemeinschaft führt. 

Auch die drogenfrei gewordenen Personen, die noch 
nicht voll einsatzfähig sind, gelten als Behinderte 
gemäß § 39 BSHG, soweit bei ihnen die Eingliede- 
rungshilfen gemäß §§ 40 ff. BSHG erforderlich sind. 


10. Mit welchem Ergebnis hat die Bundesregierung 
geprüft, „welche Möglichkeiten zu einer besse- 
ren Durchsetzung der Verkaufs- und Aus- 
schankbeschränkungen für alkoholische Ge- 
tränke an Jugendliche anch § 3 des Gesetzes 
zum Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit 
gegeben sind oder geschaffen werden müssen, 
weil Drogen und alkoholische Getränke für 
einen besonders gefährdeten Teil der Jugend- 
lichen austauschbar sind, so daß diese Maß- 
nahmen mehr als nur flankierende Bedeutung 
haben" (Stellungnahme der Bundesregierung 
vom 2. November 1972)? 


Die Durchführung der Vorschriften des Gesetzes zum 
Schutze der Jugend in der Öffentlichkeit fällt aus- 
schließlich in die Zuständigkeit der Bundesländer 
und der örtlichen Behörden. Eine unmittelbare Ein- 
flußnahme der Bundesregierung ist nicht möglich, 
sie hat deswegen diesen Problembereich als Teil- 
aspekt der Bekämpfung des Drogen- und Rausch- 
mittelmißbrauchs angesehen und ihn in die Beratun- 
gen mit den Drogenbeauftragten der Länder einbe- 
zogen. Dabei zeigte sich, daß es noch einer gemein- 
samen Meinungsbildung bedarf, insbesondere wohl 
auch deshalb, weil eventuelle Empfehlungen zur 
stärkeren Überwachung etwaiger Verstöße des Han- 
dels und im Gaststättengewerbe mit einem erheb- 
lichen Personalaufwand verbunden sind, den die 
Länder und Gemeinden zusätzlich bereitstellen müß- 
ten. Es wird deshalb überlegt, ob zunächst mit ge- 
zielten Aufklärungsmaßnahmen Handel und Gast- 
stättengewerbe zu einer erhöhten Sorgfalt und 
Selbstbeschränkung angehalten werden können. 

Bei der anstehenden Novellierung des Gesetzes zum 
Schutz der Jugend in der Öffentlichkeit soll an den 
bisherigen Altersgrenzen für die Abgabe alkoholi- 
scher Getränke festgehalten werden. Im Interesse 
einer wirksameren Durchsetzung der Abgabeverbote 
hält es die Bundesregierung für erforderlich, erheb- 
liche vorsätzliche Verstöße von Gewerbetreibenden 
als sozialschädliches Verhalten einzustufen und 
strafrechtlich zu ahnden. 

Das von der Bundesregierung zur Diskussion ge- 
stellte Konzept für die Eindämmung des Mißbrauchs 
alkoholischer Getränke wird weiterentwickelt und 
in den Rahmen des Aktionsprogramms zur Bekämp- 
fung des Drogen- und Rauschmittelmißbrauchs ein- 
bezogen. 


11. Was wird die Bundesregierung tun, um sich 
einen Überblick über den Bestand und den 
weiteren Bedarf an Einrichtungen und Mit- 
arbeitern für Rauschgift- und Drogenabhängige 
und -gefährdete zu verschaffen? 

Die Bundesregierung hat den Problemkreis „Drogen- 
gefährdung und Suchtkrankenhilfe" als einen Teil- 
aspekt der Gesamterhebung zur Lage der Psychiatrie 
in der Bundesrepublik Deutschland angesehen und 
ihn in diese langfristige Planung einbezogen. Die 
dafür gesondert gebildete Arbeitsgruppe ist bislang 
siebenmal zusammengetreten und hat ein Arbeits- 
konzept entwickelt, welches es ermöglichen wird, 
schon vor Abschluß der Gesamtenquete Bestands- 
und Bedarfsdaten für diesen Teilbereich zu bekom- 
men. In der Vorbemerkung wurde ausführlich darge- 
legt, weshalb dieser Problembereich nicht weiter als 
ein Sondergebiet angesehen werden kann, sondern 
nur auf dem Hintergrund des ihn bestimmenden Be- 
dingungsgeflechts zu werten ist. 

In diesem Zusammenhang muß darauf hingewiesen 
werden, daß es derzeit keine Möglichkeit einer 
Totalerfassung aller drogenabhängigen Personen 
gibt und die Rechtsgrundlagen fehlen, um bei dieser 
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Personengruppe analog zu denen verfahren zu kön- 
nen, für die aufgrund gesetzlicher Bestimmungen 
eine Meldepflicht eingeführt werden mußte. Damit 
fehlen die wichtigsten Planungsgrundlagen. 

Im Verlauf von nur zwei Jahren hat sich eine so 
grundlegende Veränderung des Gesamtproblems 
eingestellt, daß heute noch nicht davon ausgegangen 
werden kann, bereits eine konsolidierte Phase er- 
reicht zu haben, die es erlaubt, Vorausberechnungen 
im Sinne einer Bedarfsplanung anzustellen. 

Die Bundesregierung ist bemüht, in ständigem Kon- 
takt mit den Drogenbeauftragten der Länder erkenn- 
bare Entwicklungen in ihrem Maßnahmenkatalog zu 
berücksichtigen. Auf diesem Wege lassen sich akute 
Bedürfnisse relativ schnell erkennen und ausglei- 
chen. Der Maßnahmenkatalog bleibt flexibel und be- 
darfsgerecht, besitzt allerdings den Mangel, lediglich 
auf die Augenblickssituation abgestellt zu sein. Die 
Vorausplanung aber ist Aufgabe der Gesamtermitt- 
lungen im Rahmen der Enquete zur Lage der Psy- 
chiatrie insgesamt. Ein Zwischenbericht der Sachver- 
ständigen-Kommission wird dem Deutschen Bundes- 
tag in Kürze zugeleitet werden. In ihm wird auf den 
Ausbau eines Versorgungssystems für Drogenab- 
hängige eingegangen werden. 


12. Welche Summe an Sozialhilfe mußte 1972 für 
Rauschgift- und Drogenabhängige und -gefähr- 
dete aufgebracht werden? 


Sozialhilfe für junge Menschen, die durch den Miß- 
brauch von Drogen und Rauschmitteln ganz oder für 
längere Zeit arbeitsunfähig geworden sind und kei- 
nerlei anderweitigen Versicherungsschutz genießen, 
wird von örtlichen und überörtlichen Trägern ver- 
geben. Die dafür insgesamt im Haushaltsjahr 1972 
aufgewandte Summe für Sozialhilfe aller Formen 
läßt sich für das Bundesgebiet nicht angeben. Auf 
der Grundlage einer Befragung durch die Bundes- 
arbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der 
Sozialhilfe ergaben sich folgende grobe Schätzzah- 
len für 1972: 


Bremen 170 000 DM 

Hessen 1 780 450 DM 
Mittelfranken 45 000 DM 
Niederbayern 50 000 DM 


pro Einwoh- 
ner und 

Jahr rd. 0,23 DM 

rd. 0,33 DM 
rd. 0,03 DM 
rd. 0,05 DM. 


Die Werte zeigen, daß die Differenzen zu groß sind, 
um ein verläßliches Gesamtergebnis entstehen zu 
lassen. 


Eine stichprobenartige Erhebung des Deutschen 
Landkreistages erbrachte dieselben Differenzen, nur 
lag die Größenordnung hier zwischen 0,01 DM und 
0,1 DM pro Einwohner im Jahr. • 

Eine Umfrage des Deutschen Städtetages brachte 
ähnlich unvergleichbare und kaum erklärbare Er- 
gebnisse. Die Stadt Düsseldorf gab einen Sozialhilfe- 
aufwand für Personen, die durch Drogenmißbrauch 


hilfsbedürftig geworden sind, von 237 000 DM bei 
rd. 642 000 Einwohnern; die Stadt Frankfurt einen 
solchen von 1 613 000 DM bei rd. 638 000 Einwoh- 
nern. Während für Düsseldorf der geschätzte Auf- 
wand für 1973 mit 450 000 DM angegeben wird, ein 
Plus von 130 000 DM, wird er für Frankfurt mit 
1 645 000 DM ausgewiesen, einem Plus von nur 
32 000 DM. 

Diese Angaben ergeben noch kein auswertbares Ge- 
samtbild. Zu berücksichtigen ist zudem, daß die Ab- 
grenzung von Jugendhilfe- und Sozialhilfemaßnah- 
men schwer ist. Einzukalkulieren sind die zusätzlichen 
Drogenmaßnahmen aus der Jugendhilfe. Eine Hoch- 
rechnung aus den genannten Pro-Kopf-Beträgen 
wäre demzufolge eine unverantwortliche Speku- 
lation. 


13. Zu welchen Ergebnissen hat die Einschaltung 
des Bundeskriminalamtes in die Bekämpfung 
des zunehmenden internationalen Rauschgift- 
handels auf deutschem Boden bisher geführt? 


Die gesetzlichen Grundlagen für die Tätigkeit des 
Bundeskriminalamtes sind mit der Neufassung des 
Betäubungsmittelgesetzes nicht erweitert worden. 
Eine Einschaltung des Bundeskriminalamtes in poli- 
zeiliche Ermittlungstätigkeit ist daher nur im Rah- 
men des geltenden BKA-Gesetzes möglich, u. a. 
durch Auftrag des Bundesministers des Innern aus 
schwerwiegenden Gründen. Ein solcher Auftrag 
wurde zur Bekämpfung des internationalen Rausch- 
gifthandels bisher in mehreren Fällen erteilt. Dar- 
über hinaus sind in bislang acht Fällen Bedienstete 
des Bundeskriminalamtes zur Unterstützung von po- 
lizeilichen Strafverfolgungsmaßnahmen zu den Poli- 
zeibehörden der Länder entsandt worden. Die Tätig- 
keit des Bundeskriminalamtes hat in mehreren Fäl- 
len zu koordinierten Aktionen im In- und Ausland 
mit der Festnahme von Rauschgifthändlern und der 
Sicherstellung von Suchtstoffen geführt. In einem 
Falle führte die aufgrund der Einschaltung des Bun- 
deskriminalamtes erfolgte Festnahme von sechs Tür- 
ken in Kopenhagen zur Sicherstellung von 127 kg 
Morphinbase, einer Menge, die zur Herstellung von 
rd. 140 kg Heroin ausreicht und ungefähr der ge- 
samten Aufgriffsmenge eines Jahres in der Bundes- 
republik entspricht, d. s. etwa 1,4 Mrd. Einzeldosen 
Heroin. Gleichzeitig wurde 228 kg Haschisch sicher- 
gestellt. 

In einigen Fällen sind die Ermittlungen wegen ihres 
Umfangs und aufgrund der internationalen Ver- 
flechtungen der Rauschgifthändlerringe noch nicht 
abgeschlossen; sie werden mit Nachdruck fortge- 
setzt. 

In dem von der Bundesregierung beschlossenen und 
dem Bundestag zugeleiteten Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Bun- 
deskriminalamt ist vorgesehen, dem Bundeskrimi- 
nalamt eine originäre polizeiliche Ermittlungszu- 
ständigkeit für Fälle des international organisierten 
ungesetzlichen Handels mit Betäubungsmitteln zu 
übertragen. 
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Die Teilnahme des Bundeskriminalamtes an natio- 
nalen und internationalen Arbeitstagungen, die In- 
tensivierung der polizeilichen Zusammenarbeit bei 
der Bekämpfung des internationalen Rauschgifthan- 
dels- und -Schmuggels und die Einrichtung der stän- 
digen Arbeitsgruppe „Rauschgift" beim Bundeskri- 


minalamt haben zu wertvollen Kontakten und zur 
Verbesserung des Informationsaustausches geführt. 
Auf diese Weise ist es möglich gewesen, in einer 
Reihe von Fällen Ermittlungen auf internationaler 
Ebene zu beschleunigen und zu einem erfolgreichen 
Abschluß zu bringen. 


14 



